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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 30.07.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Â 

Tatbestand

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Herabsetzung seines Grades der Behinderung
(GdB) von 50 auf 40.

Der 1965 geborene KlÃ¤ger ist deutscher StaatsangehÃ¶riger und hat seinen
Wohnsitz in F. Er ist Angestellter der Firma (Fa.) H D AG und ist dort als
Verkaufsberater im AuÃ�endienst im GroÃ�raum L/F tÃ¤tig.

Der Beklagte hatte bei ihm zuletzt mit Teil-Abhilfebescheid vom 28.10.2014 einen
GdB von 50 seit dem 30.12.2013 festgestellt. Dem lag die Stellungnahme des
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Versorgungsarztes Dr. A vom 06.10.2014 zugrunde, wonach beim KlÃ¤ger folgende
FunktionseinschrÃ¤nkungen bestanden:

chronisches Schmerzsyndrom, seelische StÃ¶rung,Â depressive
Verstimmung: Einzel-GdB 40
KnorpelschÃ¤den an beiden Kniegelenken, Funktionsbehinderung des linken
Kniegelenks: Einzel-GdB 20
Folgen einer Augenmuskelkontusion: Einzel-GdB 10

Grundlage der Stellungnahme waren der Befundbericht des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. E vom 16.09.2014 (Diagnosen: hochgradige Varusgonarthrose
links, Retropatellararthrose links, beginnende bis mittelgradige Gonarthrose rechts,
Chondrokalzinose beidseits), der Befundbericht der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie Dr.
B vom 13.05.2014 (Diagnosen: schwere posttraumatische BelastungsstÃ¶rung
[PTBS], Konversionssymptomatik mit chronischen Schmerzen, depressive Reaktion,
PersÃ¶nlichkeit mit narzisstischen und zwanghaften ZÃ¼gen), der
Entlassungsbericht des Dr. B1, E-Klinik, Klinik fÃ¼r Psychosomatische Medizin, vom
04.12.2013 Ã¼ber eine vom 24.10.2013 bis zum 28.11.2013 durchgefÃ¼hrte
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme (Diagnosen: sonstige Reaktion auf schwere
Belastung, chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen
Faktoren) sowie das im Auftrag der AXA-Versicherung AG erstellte Gutachten des
Prof. Dr. K, S-B-Klinikum, Klinik fÃ¼r Neurologie, vom 23.06.2010, wonach der
KlÃ¤ger im Begutachtungszeitpunkt (Tag der Untersuchung am 23.06.2010) als
Folgen eines am 05.08.2007 erlittenen Motorradunfalls noch unter einer latenten
Abduzensparese rechts mit frontalem Kopfschmerz rechts, Taumeligkeit und
Schwindel gelitten habe und beim Blick nach rechts latent ein Verschwommensehen
und Doppelbilder bestÃ¼nden.

Den Neufeststellungsantrag des KlÃ¤gers vom 23.03.2016, seinen GdB wegen der
Folgen einer Schulterverletzung zu erhÃ¶hen, lehnte der Beklagte mit Bescheid vom
06.06.2016 ab.

Im Oktober 2017 leitete der Beklagte ein Ã�berprÃ¼fungsverfahren ein und holte
den Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin und AnÃ¤sthesiologie Dr.
W vom 15.12.2017 ein, demzufolge der KlÃ¤ger unter einer
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung der Kniegelenke mit einer auf 90Â° eingeschrÃ¤nkten
Flexion leide. In Bezug auf den psychischen Gesundheitszustand fÃ¼hrte Dr. W aus,
typische Symptome einer Depression seien nicht erkennbar. Es erfolgten weder
eine medikamentÃ¶se noch eine psychotherapeutische Therapie. Ein chronisches
Schmerzsyndrom liege per definitionem nicht vor. Seinem Bericht fÃ¼gte er den
Operationsbericht des Prof. Dr. S, B-K-Krankenhaus, W1, Klinik fÃ¼r Unfallchirurgie,
OrthopÃ¤die und Kindertraumatologie, Ã¼ber eine am 30.01.2015 durchgefÃ¼hrte
diagnostische Arthroskopie des linken Schultergelenks, Tenotomie der langen
Bizepssehne und Mini-Open-Repair der Rotatorenmanschette und den
Entlassungsbericht des Prof. Dr. S vom 01.02.2015 (Diagnose:
Rotatorenmanschettenruptur links) bei.

Nachdem Dr. K in der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 31.01.2018 unter
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BerÃ¼cksichtigung der FunktionseinschrÃ¤nkungen

seelische StÃ¶rung, depressive Verstimmung:Â Einzel-GdB 20
KnorpelschÃ¤den an beiden Kniegelenken, Funktionsbehinderung des linken
Kniegelenks: Einzel-GdB 20
Folgen einer Augenmuskelkontusion: Einzel-GdB 10
Funktionsbehinderung beider Schultergelenke: Einzel-GdB 10

im Hinblick auf eine eingetretene wesentliche Besserung des psychischen
Gesundheitszustandes eine Herabsetzung des Gesamt-GdB von 50 auf 30
empfohlen hatte, hÃ¶rte der Beklage den KlÃ¤ger zu der beabsichtigten
Herabsetzung mit Schreiben vom 12.03.2018 an.

Der beabsichtigten Herabsetzung trat der KlÃ¤ger mit Email vom 01.04.2018
entgegen und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus, er leide unter
immerwÃ¤hrenden Schmerzen. Auch sei eine Herabsetzung des GdB angesichts
seiner Schulterbeschwerden nicht verstÃ¤ndlich.

Nach Einholung einer weiteren versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme von Dr. E1
vom 09.05.2018, der sich der Bewertung von Dr. K anschloss, setzte der Beklagte
den GdB mit Bescheid vom 30.05.2018 ab dem 02.06.2018 von 50 auf 30 herab.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 22.07.2018 Widerspruch. Auf Grundlage der
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Dr. A vom 02.10.2018, der bei im
Ã�brigen unverÃ¤nderter Bewertung der FunktionseinschrÃ¤nkungen die
Funktionsbehinderung beider Schultergelenke mit einem GdB von 20 bewertete und
die Feststellung eines Gesamt-GdB von 40 empfahl, erlieÃ� der Beklagte den Teil-
Abhilfebescheid vom 11.03.2019, mit welchem er den GdB ab 02.06.2018 auf 40
herabsetzte. Den weitergehenden Widerspruch wies er mit Widerspruchsbescheid
vom 11.06.2019 zurÃ¼ck.

Zur BegrÃ¼ndung seiner deswegen am 16.08.2019 zum Sozialgericht Stuttgart (SG)
erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger im Wesentlichen vorgetragen, sein
Gesundheitszustand habe sich im Hinblick auf die Sehnenruptur in der linken
Schulter verschlechtert. Zudem hat er die Empfehlung fÃ¼r eine stationÃ¤re
Rehabilitationsbehandlung und eine ambulante Psychotherapie der Dipl. Psych. G
vom 18.07.2019, den Befundbericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Prof. Dr. O
vom 13.09.2019 (Diagnosen: mediale Gonarthrose beider Kniegelenke, Verdacht auf
Chondrom Knie rechts), den Befundbericht des Prof. Dr. H1, UniversitÃ¤tsklinikum
F1, Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie, vom 23.09.2019 (Diagnosen:
bildmorphologisch i. e. L. nodulÃ¤re Synovitis im Sinne einer lokalisierten PVNS
Kniegelenk rechts, intraossÃ¤res Ganglion Tibiakopf, VKB ansatznah) und eine
Versichertenauskunft der mhplus Krankenkasse Ã¼ber die Zeit vom 01.01.2009 bis
zum 24.09.2019 vorgelegt.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugen
vernommen.
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Dipl. Psych. G, die den KlÃ¤ger einmalig am 18.07.2019 behandelt hatte, hat unter
dem 25.11.2019 angegeben, sie habe eine Neurasthenie diagnostiziert. Zudem
habe der Verdacht auf eine PTBS bestanden.

Dr. W hat in seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 04.12.2019 angegeben,
die Schulter- und Kniegelenksbeschwerden hÃ¤tten sich nicht verbessert, vielmehr
hÃ¤tten die KnorpelschÃ¤den in den letzten beiden Jahren zugenommen, worin eine
â��berechtigte ErhÃ¶hungâ�� des GdB liege. Symptome einer Depression seien
ihm nicht ersichtlich gewesen. Seiner Aussage hat er neben bereits aktenkundigen
Befundberichten den Bericht des Facharztes fÃ¼r Nuklearmedizin Dr. G1 vom
23.12.2014 Ã¼ber eine am 14.12.2014 durchgefÃ¼hrte MRT-Untersuchung der
linken Schulter (Befund: komplette Ruptur der Supraspinatussehne, Luxation der
langen Bizepssehne) und den Befundbericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. E
vom 29.07.2014 (Diagnosen: schwere Gonarthrose links medial, mittelgradige
Gonarthrose rechts, Chondrokalzinose der Kniegelenke beidseitig) beigefÃ¼gt.

Prof. Dr. H1 hat in der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 13.12.2019 unter
anderem den Befundbericht des OrthopÃ¤den Prof. Dr. O vom 13.09.2019 vorgelegt
und angegeben, er habe den KlÃ¤ger von September 2019 bis November 2019
behandelt. FÃ¼r das rechte Knie hat er den GdB auf 10 bis maximal 20 geschÃ¤tzt.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Reha-Medizin Dr. M hat unter dem 13.12.2019 angegeben,
eine Behandlung des KlÃ¤gers wegen der Kniegelenksbeschwerden habe am
10.09.2019 stattgefunden. Sie teile die EinschÃ¤tzung des versorgungsÃ¤rztlichen
Dienstes.

Der Beklagte ist der Klage unter Vorlage der Stellungnahme der VersorgungsÃ¤rztin
G2 vom 09.03.2020, die nach Auswertung der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen
die FunktionseinschrÃ¤nkungen mit einem Gesamt-GdB von 40 fÃ¼r zutreffend
bewertet angesehen hat, entgegengetreten.

Das SG hat eine weitere sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage des Facharztes fÃ¼r
Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie Dr. H2 vom 22.04.2020 eingeholt, der
den KlÃ¤ger am 14.01.2020 und am 18.02.2020 behandelt und eine rezidivierende
depressive StÃ¶rung diagnostiziert hat. Dieser hat angegeben, er teile die
Auffassung des versorgungsÃ¤rztlichen Dienstes hinsichtlich der Bewertung der
seelischen StÃ¶rung mit einem GdB von 20.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten zu der beabsichtigten Verfahrensweise hat das SG
die Klage mit Gerichtsbescheid vom 30.07.2020 abgewiesen. MaÃ�geblich fÃ¼r die
Beurteilung der RechtmÃ¤Ã�igkeit der Herabsetzungsentscheidung sei die Sach-
und Rechtslage im Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides am
11.06.2019. Es sei eine wesentliche Ã�nderung im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 Satz 1
SGB X eingetreten, weil sich der Gesundheitszustand des KlÃ¤gers verbessert habe.
Die bei dem KlÃ¤ger im maÃ�geblichen Zeitraum vorliegenden psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen seien nach Besserung nur noch als leichtere psychische
StÃ¶rungen zu qualifizieren. Dies ergebe sich insbesondere aus dem Befundbericht
des Dr. W vom 15.12.2017, wonach zu diesem Zeitpunkt weder eine
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medikamentÃ¶se, noch eine psychotherapeutische Behandlung erforderlich
gewesen sei. Auch in der darauffolgenden Zeit sei eine regelmÃ¤Ã�ige
psychotherapeutische oder psychiatrische Behandlung nicht dokumentiert.
Hinsichtlich des Funktionssystems â��Beineâ�� sei fÃ¼r den
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum gestÃ¼tzt auf die sachverstÃ¤ndige
Zeugenaussage insbesondere des Prof. Dr. H1 und den Befundbericht des Dr. E ein
Einzel-GdB von 20 angemessen. Der Einzel-GdB von fÃ¼r das Funktionssystem
â��Armeâ�� sei unter Zugrundelegung des Befundberichts des Prof. Dr. S
ausreichend. Die FunktionseinschrÃ¤nkungen im Funktionssystem â��Augenâ��
habe der Beklagte im Hinblick auf das Gutachten des Prof. Dr. K zutreffend mit
einem Einzel-GdB von 10 bewertet. Den Gesamt-GdB habe der Beklagte zutreffend
mit 40 gebildet.

Der KlÃ¤ger hat gegen den Gerichtsbescheid am 17.08.2020 Berufung zum
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt und zur BegrÃ¼ndung
vorgetragen, eine Besserung seiner psychischen Beschwerden sei nicht eingetreten.
Er leide auch weiterhin unter starken Schmerzen. Zudem habe der Beklagte seine
orthopÃ¤dischen Beschwerden nicht ausreichend berÃ¼cksichtigt. Zur weiteren
BegrÃ¼ndung hat er den Entlassbericht des Dr. H3, Kreiskrankenhaus L,
Unfallchirurgie, vom 07.08.2020 Ã¼ber eine vom 12.06.2020 bis zum 07.08.2020
erfolgte stationÃ¤re Behandlung (Diagnosen: dislozierte, mehrfragmentÃ¤re
Tibiakopffraktur rechts, postoperativer, implantatassoziierter Wundinfekt, fissurale
Fraktur des Taluskopfes rechts, commotio cerebri, leichte postoperative
BlutungsanÃ¤mie, postoperative Anpassungs-/Belastungsreaktion bei
komplikativem Verlauf) sowie die OP-Berichte des Kreiskrankenhauses L vom
12.06.2020, vom 18.06.2020, vom 29.06.2020, vom 09.07.2020, vom 13.07.2020,
vom 18.07.2020 und vom 23.07.2020.

Zudem hat der KlÃ¤ger am 25.11.2020 ein Schreiben der R+V Allgemeine
Versicherung AG vom 10.11.2020, eine Unfallanzeige der Fa. H D AG Ã¼ber ein am
06.05.2019 eingetretenes Unfallereignis, bei dem der KlÃ¤ger auf einem Kanalgitter
ausgerutscht und umgeknickt sei und sich am rechten Knie und an der rechten
Schulter verletzt habe, eine Verordnung von Krankengymnastik des Dr. C vom
24.06.2019 wegen der Diagnosen â��chronische InstabilitÃ¤t des Kniegelenks:
vorderes Kreuzband oder Vorderhorn des Innenmeniskus rechtsâ�� sowie eine
Bescheinigung des Dr. W vom 29.10.2020 (Diagnosen: chronische InstabilitÃ¤t Knie,
Kreuzband, Meniskus) vorgelegt. 

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 30.07.2020 sowie den
Bescheid vom 30.05.2018 in der Fassung des Teil-Abhilfebescheides vom
11.03.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.06.2919
aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.
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Der Beklagte hÃ¤lt den angegriffenen Gerichtsbescheid des SG fÃ¼r zutreffend.
Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers sei nach den aktenkundigen Berichten eine
wesentliche Besserung der psychischen Leiden eingetreten. MaÃ�geblicher
Beurteilungszeitpunkt sei der Zeitpunkt der letzten BehÃ¶rdenentscheidung.
Eventuell nachtrÃ¤glich eingetretene Ã�nderungen des Gesundheitszustandes
kÃ¶nnten im Berufungsverfahren keine BerÃ¼cksichtigung finden.

Die Berichterstatterin hat mit den Beteiligten die Sach- und Rechtslage in der
nichtÃ¶ffentlichen Sitzung vom 25.05.2021 erÃ¶rtert.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 und 144 SGG statthafte, nach Â§ 151 form- und fristgerecht
eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der
Senat durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden konnte, nachdem
die Beteiligten dazu schriftlich ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt haben (Â§ 153 Abs. 1 in
Verbindung mit Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist unbegrÃ¼ndet.

1. Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der Gerichtsbescheid des SG vom
30.07.2020 und der Teil-Abhilfebescheid des Beklagten vom 11.03.2019, mit dem
der Beklagte dem Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 30.05.2018
teilweise abgeholfen und den GdB ab dem 02.06.2018 von 50 auf 40 herabgesetzt
hat, in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.06.2019. Nicht
Verfahrensgegenstand ist der Bescheid vom 30.05.2018, da dieser sich durch den
Erlass des Teil-Abhilfebescheides vom 11.03.2019 gem. Â§ 39 Abs. 2 SGB X erledigt
hat.

2. Zu Recht hat das SG die Klage als zulÃ¤ssig angesehen. Insbesondere hat der in
Frankreich lebende KlÃ¤ger die den Widerspruchsbescheid vom 11.06.2019
betreffende, am 16.08.2019 erhobene, als reine Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs.
1 Satz 1 SGG statthafte Klage innerhalb der Klagefrist des Â§ 87 Abs. 1 Satz 3 SGG
erhoben, die aufgrund der Auslandsbekanntgabe drei Monate betragen hat.

3. Die Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der Teil-Abhilfebescheid des Beklagten vom
11.03.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.06.2019 ist
rechtmÃ¤Ã�ig. 

a) Die Herabsetzungsentscheidung ist, nachdem die gem. Â§ 24 Abs. 1 SGB X
erforderliche AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 12.03.2018 erfolgt ist,
formell rechtmÃ¤Ã�ig.

b) Der Bescheid ist auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig.
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aa) ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die Herabsetzungsentscheidung des Beklagten
ist Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X in Verbindung mit Â§ 2 Abs. 1 SGB IX in Verbindung
mit Â§ 152 Abs. 1 und 3 SGBÂ IX in der ab dem 01.01.2018 geltenden Fassung.

Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung fÃ¼r die
Zukunft aufzuheben, wenn in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen,
die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten
ist. Von einer solchen ist bei einer Ã�nderung im Gesundheitszustand auszugehen,
wenn aus dieser die ErhÃ¶hung oder Herabsetzung des Gesamt-GdB um wenigstens
10 folgt, wÃ¤hrend das Hinzutreten weiterer FunktionsstÃ¶rungen mit einem Einzel-
GdB von 10 regelmÃ¤Ã�ig ohne Auswirkung auf den Gesamt-GdB bleibt (vgl.
Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 11.11.2004 â�� B 9 SB 1/03 R, juris Rn. 12). 

FÃ¼r die Beurteilung der RechtmÃ¤Ã�igkeit der Herabsetzungsentscheidung bei
der hier statthaften reinen Anfechtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG ist
maÃ�geblich, ob der Herabsetzungsentscheidung bei ihrem Erlass der Sach- und
Rechtslage entsprochen hat. Der Herabsetzungsbescheid ist dann rechtmÃ¤Ã�ig,
wenn zum Zeitpunkt seines Erlasses der ursprÃ¼ngliche Bescheid durch Ã�nderung
der VerhÃ¤ltnisse rechtswidrig geworden war. Hiernach sind die VerhÃ¤ltnisse, die
dem Erlass des Bescheides vom 28.10.2014 zugrunde gelegen haben, zu
vergleichen mit den VerhÃ¤ltnissen, die bei Abschluss des Verwaltungsverfahrens
Ã¼ber die Herabsetzung (Widerspruchsbescheid vom 21.06.2019) vorgelegen
haben (vgl. BSG, Beschluss vom 27.05.2020 â�� B 9 SB 67/19 B, juris Rn. 13).
Ã�nderungen der Sach- und Rechtslage im Verlauf des Gerichtsverfahrens
beeinflussen die RechtmÃ¤Ã�igkeit oder Rechtswidrigkeit des
Herabsetzungsbescheides nicht. Sie sind im Rahmen der Anfechtungsklage
grundsÃ¤tzlich unbeachtlich (vgl. BSG, Urteil vom 15.08.1996 â�� 9 RVs 10/94, juris
Rn. 10).

Menschen mit Behinderungen sind nach Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX Menschen, die
kÃ¶rperliche, seelische, geistige oder SinnesbeeintrÃ¤chtigungen haben, die sie in
Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit
lÃ¤nger als sechs Monate hindern kÃ¶nnen. Nach Â§ 2 Abs. 1 Satz 2 SGB IX liegt
eine BeeintrÃ¤chtigung in diesem Sinne vor, wenn der KÃ¶rper- und
Gesundheitszustand von dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweicht.
Aus dieser Definition folgt, dass fÃ¼r die Feststellung einer Behinderung sowie die
EinschÃ¤tzung ihres Schweregrades nicht das Vorliegen eines regelwidrigen
kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes entscheidend ist, sondern es
vielmehr auf die FunktionsstÃ¶rungen ankommt, die durch einen regelwidrigen
Zustand verursacht werden. Nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des BVG zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf Antrag des behinderten
Menschen das Vorliegen einer Behinderung und den GdB zum Zeitpunkt der
Antragstellung fest. Die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft werden nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 5 SGB IX als GdB nach Zehnergraden
abgestuft festgestellt. GemÃ¤Ã� Â§ 152 Abs. 1 Satz 6 SGB IX ist eine Feststellung
nur zu treffen, wenn ein GdB von wenigstens 20 vorliegt.

                             7 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/152.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20SB%201/03%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20SB%2067/19%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=9%20RVs%2010/94
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/152.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/152.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/152.html


 

Nach Â§ 153 Abs. 2 SGB IX wird das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales
ermÃ¤chtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die
GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die Bewertung des GdB, die Kriterien fÃ¼r die
Bewertung der Hilflosigkeit und die Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von
Merkzeichen maÃ�gebend sind, die nach Bundesrecht im
Schwerbehindertenausweis einzutragen sind. Zwar ist von dieser ErmÃ¤chtigung
noch kein Gebrauch gemacht worden. Indes bestimmt Â§ 241 Abs. 5 SGB IX, dass
â�� soweit noch keine Verordnung nach Â§ 153 Absatz 2 erlassen ist â�� die
MaÃ�stÃ¤be des Â§ 30 Abs. 1 BVG und der auf Grund des Â§ 30 Abs. 16 BVG
erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend gelten. Mithin ist fÃ¼r die konkrete
Bewertung von FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen die ab 01.01.2009 an die Stelle der
â��Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetzâ�� (AHP) getretene
Anlage â��Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tzeâ�� (VG) zu Â§ 2 Verordnung zur
DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, Â§ 30 Abs. 1 und Â§ 35 Abs. 1 BVG
(VersMedV) vom 10.12.2008 (BGBl. I S. 2412), die durch die Verordnungen vom
01.03.2010 (BGBl. I S. 249), 14.07.2010 (BGBl. I S. 928), 17.12.2010 (BGBl. I S.
2124), 28.10.2011 (BGBl. I S. 2153) und 11.10.2012 (BGBl. I S. 2122) sowie die
Gesetze vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3234) und 12.12.2019 (BGBl. I S. 2652)
geÃ¤ndert worden ist, heranzuziehen. In den VG sind unter anderem die
GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Feststellung des Grades der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) im
Sinne des Â§ 30 Abs. 1 BVG festgelegt worden. Diese sind nach den VG, Teil A, Nr. 2
auch fÃ¼r die Feststellung des GdB maÃ�gebend. Die VG stellen ihrem Inhalt nach
antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten dar. Dabei beruht das fÃ¼r die
Auswirkungen von GesundheitsstÃ¶rungen auf die Teilhabe an der Gesellschaft
relevante MaÃ� nicht allein auf der Anwendung medizinischen Wissens. Vielmehr ist
die Bewertung des GdB auch unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben sowie unter
Heranziehung des Sachverstandes anderer Wissenszweige zu entwickeln (BSG,
Urteil vom 17.04.2013 â�� B 9 SB 3/12 R, juris).

Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB nach Â§ 152 Abs. 3 Satz 1 SGB IX nach den Auswirkungen der
BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Zur Feststellung des GdB werden in
einem ersten Schritt die einzelnen nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen im Sinne von regelwidrigen (von der Norm abweichenden)
ZustÃ¤nden nach Â§ 2 Abs. 1 SGB IX und die sich daraus ableitenden, fÃ¼r eine
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung bedeutsamen UmstÃ¤nde festgestellt. In einem zweiten
Schritt sind diese dann den in den VG genannten Funktionssystemen zuzuordnen
und mit einem Einzel-GdB zu bewerten. In einem dritten Schritt ist dann in einer
Gesamtschau unter BerÃ¼cksichtigung der wechselseitigen Beziehungen der
einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen der Gesamt-GdB zu bilden. Dabei kÃ¶nnen die
Auswirkungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen ineinander aufgehen (sich
decken), sich Ã¼berschneiden, sich verstÃ¤rken oder beziehungslos nebeneinander
stehen (BSG, Urteil vom 17.04.2013 â�� B 9 SB 3/12 R, juris). Nach den VG, Teil A
Nr. 3 Buchst. c ist bei der Bildung des Gesamt-GdB in der Regel von der
BeeintrÃ¤chtigung mit dem hÃ¶chsten Einzel-GdB auszugehen und sodann im
Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und
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inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob der
Ausgangswert also wegen der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen um 10, 20
oder mehr Punkte zu erhÃ¶hen ist, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden. Insoweit fÃ¼hren nach den VG, Teil A Nr. 3 Buchst. d, von
AusnahmefÃ¤llen abgesehen, zusÃ¤tzliche leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur
einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung, die bei der Gesamtbeurteilung berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnte, auch dann nicht, wenn mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen
nebeneinander bestehen. Auch bei leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit
einem GdB von 20 ist es danach vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche
Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en. AuÃ�erdem sind nach
den VG, Teil A Nr. 3 Buchst. b bei der GesamtwÃ¼rdigung die Auswirkungen mit
denjenigen zu vergleichen, fÃ¼r die in der GdB-Tabelle der VG feste Grade
angegeben sind. 

Die Bemessung des GdB ist grundsÃ¤tzlich tatrichterliche Aufgabe. Dabei hat
insbesondere die Feststellung der nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen unter Heranziehung Ã¤rztlichen Fachwissens zu erfolgen.
DarÃ¼ber hinaus sind vom Tatsachengericht die rechtlichen Vorgaben zu beachten.
Rechtlicher Ausgangspunkt sind stets Â§ 2 Abs. 1 in Verbindung mit Â§ 152 Abs. 1
und 3 Satz 1 SGB IX; danach sind insbesondere die Auswirkungen nicht nur
vorÃ¼bergehender GesundheitsstÃ¶rungen auf die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft maÃ�gebend (BSG, Urteil vom 17.04.2013 â�� B 9 SB 3/12 R, juris).

bb) Der durch die Herabsetzungsentscheidung getroffenen Feststellung des GdB
steht nicht entgegen, dass der KlÃ¤ger seinen Wohnsitz in F hat. Denn bei
behinderten Menschen mit Auslandswohnsitz ist auf Antrag der GdB festzustellen,
wenn dem behinderten Menschen trotz seines auslÃ¤ndischen Wohnsitzes aus der
Feststellung seines GdB in Deutschland konkrete Vorteile erwachsen kÃ¶nnen, die
keinen Inlandswohnsitz voraussetzen (BSG, Urteil vom 05.07.2007 â�� B 9/9a SB
2/07 R, juris Rn. 20 ff.). Dies ist vorliegend zu bejahen, nachdem der KlÃ¤ger
BeschÃ¤ftigter der Fa. HÂ  D AG ist und die Beibehaltung eines GdB von 50
insbesondere zur Beibehaltung der mit einer Schwerbehinderung verbundenen
arbeitsrechtlichen Vorteile (insbesondere SonderkÃ¼ndigungsschutz und
Zusatzurlaub) fÃ¼hrt.

cc) Unter BerÃ¼cksichtigung der dargelegten GrundsÃ¤tze hat der Beklagte den
Ausgangsbescheid vom 28.10.2014 zu Recht nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X
teilweise aufgehoben. In den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen war eine wesentliche
Ã�nderung eingetreten. Die psychischen FunktionseinschrÃ¤nkungen haben sich
gebessert und haben nicht mehr den Schweregrad einer stÃ¤rker behindernden
StÃ¶rung mit einer wesentlichen EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit gehabt. Ab dem 02.06.2018 haben die funktionellen
BeeintrÃ¤chtigungen durch die bei Abschluss des Verwaltungsverfahren Ã¼ber die
Herabsetzung (Widerspruchsbescheid vom 11.06.2019) bei dem KlÃ¤ger noch
bestehenden nachgewiesenen GesundheitsstÃ¶rungen keinen hÃ¶heren Gesamt-
GdB mehr als 40 bedingt, wie vom SG in seiner Entscheidung zutreffend zugrunde
gelegt.
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(1) Im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� ist im Vergleich zu der
dem Bescheid vom 28.10.2014 zugrundeliegenden Sachlage eine wesentliche
Ã�nderung im Sinne einer Besserung des Gesundheitszustandes eingetreten, die
der Beklagte zutreffend mit einem Einzel-GdB von 20 bewertet hat.

Nach den VG, Teil B Nr. 3.7 sind leichtere psychovegetative oder psychische
StÃ¶rungen mit einem GdB von 0 bis 20, stÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen mit
wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z. B.
ausgeprÃ¤gtere depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische
StÃ¶rungen, Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) mit
einem GdB von 30 bis 40 sowie schwere StÃ¶rungen (z.B. schwere
Zwangskrankheit) mit mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten mit
einem GdB von 50 bis 70 und mit schweren sozialen Anpassungsschwierigkeiten mit
einem GdB von 80 bis 100 zu bewerten.

Der dem Bescheid vom 28.10.2014 zugrundeliegende Einzel-GdB von 40 fÃ¼r die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen â��chronisches Schmerzsyndrom, seelische
StÃ¶rung, depressive Verstimmungâ�� hat, wie sich aus der versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme des Dr. A vom 14.07.2014 ergibt, auf dem Bericht der Dr. B vom
13.05.2014 und auf dem Ã�rztlichen Entlassbericht des Dr. B1, E-klinik, vom
04.12.2013 beruht. Aus dem im Wege des Urkundsbeweises verwerteten Bericht
der Dr. B ergibt sich, dass sich der KlÃ¤ger seit Mai 2012 bei ihr in regelmÃ¤Ã�iger
psychiatrischer Behandlung wegen der Diagnosen â��schwere posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung, Konversionssymptomatik mit chronischen Schmerzen,
depressive Reaktion und PersÃ¶nlichkeit mit narzisstischen und zwanghaften
ZÃ¼genâ�� befunden hat, was auch durch das vom KlÃ¤ger vorgelegte
Vorerkrankungsverzeichnis der mhplus-Krankenkasse bestÃ¤tigt wird. Auf
Befundebene haben damals Zeichen einer stÃ¤rker behindernden seelischen
StÃ¶rung bestanden, nÃ¤mlich ein Konzentrationsverlust, ein Verlust des
GedÃ¤chtnisses, Ã�ngste und permanente Schmerzen, was der Senat ebenfalls dem
Bericht der Dr. B entnimmt. Dass zum damaligen Zeitpunkt eine stÃ¤rker
behindernde seelische StÃ¶rung bestanden hat, entnimmt der Senat auch dem im
Wege des Urkundsbeweises verwerteten Entlassbericht des Dr. B1, E-klinik, wonach
die Stimmungslage des KlÃ¤gers damals depressiv bis verbittert und er nur
eingeschrÃ¤nkt schwingungsfÃ¤hig gewesen ist.

Zum Zeitpunkt der Herabsetzungsentscheidung zum 02.06.2018 hatten sich die auf
psychischer Ebene bestehenden FunktionsstÃ¶rungen wesentlich gebessert, was
sich aus den bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nachgewiesenen
GesundheitsstÃ¶rungen ergibt. Dies entnimmt der Senat insbesondere dem im
Wege des Urkundsbeweises verwerteten Befundbericht des Dr. W vom 15.12.2017,
wonach der KlÃ¤ger bereits zu diesem Zeitpunkt zur Behandlung psychischer
Beschwerden weder eine psychotherapeutische noch eine medikamentÃ¶se
Therapie durchgefÃ¼hrt hat. Hieraus schlieÃ�t der Senat, dass zu diesem Zeitpunkt
beim KlÃ¤ger in psychischer Hinsicht kein erheblicher Leidensdruck mehr
bestanden und sich sein Zustand wesentlich gebessert hat. Dem entspricht es, dass
fÃ¼r Dr. W â��bei den gelegentlichen Kontaktenâ�� keine typischen Symptome
einer Depression mehr erkennbar gewesen sind, was er auch in seiner
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sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 04.12.2019 bestÃ¤tigt hat. Eine stÃ¤rker
behindernde StÃ¶rung mit einer wesentlichen EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit hat damit nicht mehr vorgelegen. Zudem hat Dr. W
bestÃ¤tigt, dass ein chronisches Schmerzsyndrom definitionsgemÃ¤Ã� nicht mehr
vorgelegen hat, nachdem die beim KlÃ¤ger bestehenden Schmerzen auf
kÃ¶rperliche Befunde in Gestalt arthrotischer VerÃ¤nderungen der Kniegelenke und
Verletzungsfolgen am Schultergelenk sowie einer beginnenden
Schultergelenksarthrose zurÃ¼ckzufÃ¼hren gewesen sind. Der Senat hÃ¤lt diese
EinschÃ¤tzung fÃ¼r Ã¼berzeugend und legt sie daher seiner eigenen Urteilsbildung
zugrunde.

Gegenteiliges ergibt sich nicht aus der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage der Dipl.
Psych. G vom 25.11.2019, bei der der KlÃ¤ger am 18.07.2019 â�� und damit
zeitlich kurz nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens â�� einen einmaligen
GesprÃ¤chstermin gehabt hatte. Zwar hat Dipl. Psych. G auf Grundlage dieses
GesprÃ¤chs ausweislich der vom KlÃ¤ger im erstinstanzlichen Verfahren
vorgelegten Behandlungsempfehlung vom 18.07.2019 die erneute DurchfÃ¼hrung
einer ambulanten Psychotherapie und einer stationÃ¤ren
RehabilitationsmaÃ�nahme empfohlen. Der von Dipl. Psych. G erhobene psychische
Befund hat sich im Vergleich zu der dem Bescheid vom 28.10.2014 zugrunde
liegenden Sachlage jedoch wesentlich gebessert. Insbesondere haben der noch
2014 bestehende Konzentrationsverlust und der Verlust des GedÃ¤chtnisses sowie
die eingeschrÃ¤nkte SchwingungsfÃ¤higkeit nicht mehr bestanden. Vielmehr ist der
KlÃ¤ger im Rahmen des GesprÃ¤chstermins am 18.07.2019 bewusstseinsklar
gewesen und hat im GesprÃ¤ch ein unauffÃ¤lliges GedÃ¤chtnis und eine
unauffÃ¤llige Konzentrationsleistung sowie einen regelrechten Antrieb und eine
erhaltene SchwingungsfÃ¤higkeit gehabt. Dem entspricht es, dass Dipl. Psych. G in
diagnostischer Hinsicht auch keine depressive Verstimmung und kein chronisches
Schmerzsyndrom mehr erhoben hat, sondern die Diagnose einer Neurasthenie
gestellt hat. 

Der zudem von ihr geÃ¤uÃ�erte Verdacht einer PTBS ist in der Folgezeit nicht
bestÃ¤tigt worden. Vielmehr hat der Facharzt fÃ¼r Neurologie, Psychiatrie und
Psychotherapie Dr. H2, der den KlÃ¤ger am 14.01.2020 und 18.02.2020
psychiatrisch behandelt hatte, eine PTBS ausdrÃ¼cklich verneint. Dies ist
angesichts des Umstandes, dass Dr. H2 kein Vermeidungsverhalten und keine
Intrusionen hat eruieren kÃ¶nnen, der KlÃ¤ger auch nur von gelegentlichen, seinen
Motorradunfall von 2007 betreffenden AlbtrÃ¤umen berichtet hat und damit die
Diagnosekriterien einer PTBS keinesfalls im Vollbild vorgelegen haben,
Ã¼berzeugend, weshalb sich der Senat dieser EinschÃ¤tzung anschlieÃ�t und sie
seiner Urteilsbildung zugrunde legt. Soweit Dr. H2 im Jahr 2020 nunmehr (wieder)
eine depressive StÃ¶rung diagnostiziert hat, steht dies bereits angesichts des
zeitlichen Ablaufs einer wesentlichen Besserung des Gesundheitszustandes ab dem
02.06.2018 nicht entgegen. Im Ã�brigen hat Dr. H2 den Schweregrad der
Erkrankung mit einem GdB von 20 als zutreffend erfasst angesehen, was mit dem
von ihm erhobenen Befund eines â��allenfalls leichtâ�� herabgestimmten Affektes
vereinbar ist und einer gebesserten Situation entspricht.
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(2) In Bezug auf die funktionellen EinschrÃ¤nkungen des Kniegelenks ist ausgehend
von dem Gesundheitszustand, der dem Bescheid vom 28.10.2014 zugrunde
gelegen hat, im Vergleich mit den VerhÃ¤ltnissen, die bei Abschluss des
Verwaltungsverfahrens Ã¼ber die Herabsetzung (Widerspruchsbescheid vom
11.06.2019) vorgelegen haben, keine wesentliche Ã�nderung eingetreten. Die
diesbezÃ¼glichen FunktionseinschrÃ¤nkungen hat der Beklagte zutreffend
weiterhin mit einem GdB von 20 berÃ¼cksichtigt.

Nach den VG, Teil B Nr. 18.14 sind BewegungseinschrÃ¤nkungen im Kniegelenk
geringen Grades (z. B. Streckung/Beugung bis 0-0-90Â°) einseitig mit einem GdB
von 0 bis 10 und beidseitig mit einem GdB von 10 bis 20, mittleren Grades (z. B.
Streckung/Beugung 0-10-90Â°) einseitig mit einem GdB von 20 und beidseitig mit
einem GdB von 40, stÃ¤rkeren Grades (z. B. Streckung/Beugung 0-30-90Â°)
einseitig mit einem GdB von 30 und beidseitig mit einem GdB von 50 zu bewerten.
AusgeprÃ¤gte KnorpelschÃ¤den der Kniegelenke (z. B. Chondromalacia patellae
Stadium II â�� IV) mit anhaltenden Reizerscheinungen, bedingen einseitig ohne
BewegungseinschrÃ¤nkung einen GdB von 10 bis 30, mit
BewegungseinschrÃ¤nkung einen GdB von 20 bis 40.

Der dem Bescheid vom 28.10.2014 zugrundeliegende Einzel-GdB von 20 fÃ¼r die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen â��KnorpelschÃ¤den an beiden Kniegelenken,
Funktionsbehinderung des linken Kniegelenksâ��, hat, wie sich aus der
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Dr. A vom 06.10.2014 ergibt,
insbesondere auf dem Befundbericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. E vom
16.09.2014 beruht. Nach diesem im Wege des Urkundsbeweises verwerteten
Bericht haben beim KlÃ¤ger am 24.07.2014 am linken Kniegelenk eine hochgradige
Varusgonarthrose, eine Retropatellararthrose und eine Chondrokalzinose, am
rechten Kniegelenk eine beginnende bis mittelgradige Gonarthrose, eine
Chondrokalzinose und ein leichter Kniegelenkserguss bestanden. Beidseits hat eine
leichte Synovialitis bestanden. Das Zeichen nach Zohlen ist beidseits, die
Innenmeniskuszeichen sind links positiv gewesen, ebenso hat beidseits ein
retropatellarer Verschiebeschmerz und eine Krepitation bei
Kniegelenksbewegungen bestanden. Die Beweglichkeit fÃ¼r Extension/Flexion
rechts hat 5/0/140Â° und links 0/0/130Â° betragen. Zudem hat rechts ein
Seitenbandhalt mit lateraler Aufklappbarkeit bei 30Â° rechts 2+ bestanden.

Ausweislich des im Wege des Urkundsbeweises verwerten Befundberichts des Prof.
Dr. O vom 13.09.2019 Ã¼ber die Behandlung des KlÃ¤gers am 10.09.2019 â�� und
damit nur kurze Zeit nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens am 11.06.2019 â��
haben diese GesundheitsstÃ¶rungen im Wesentlichen fortbestanden. Weiterhin hat
an beiden Kniegelenken eine Gonarthrose bestanden, beidseits hat ein
retropatellares Reiben und ein Patellaverschiebeschmerz bestanden. Die
Beweglichkeit fÃ¼r Extension/Flexion hat beidseits 0/0/130Â° betragen. Dies
entspricht im Wesentlichen den ebenfalls ab September 2019 erhobenen â�� das
rechte Knie betreffenden â�� Befunden des Prof. Dr. H1. Ausweislich dessen
sachverstÃ¤ndiger Zeugenaussage hat eine bei einer Extension/Flexion von
5/0/140Â° freie Kniegelenksbeweglichkeit bestanden. Zudem hat im rechten
Kniegelenk eine nodulÃ¤re Synovitis, ein interossÃ¤res Ganglion am Tibiakopf, eine
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chronische anterolaterale InstabilitÃ¤t, ein deutlicher Erguss und ein bis zu
drittgradiger Knorpelschaden bestanden.

Eine GdB-relevante BewegungseinschrÃ¤nkung hat damit weder 2014 noch zu dem
fÃ¼r die Beurteilung maÃ�geblichen Zeitpunkt der Herabsetzungsentscheidung
bestanden. Insofern ist es fÃ¼r die RechtmÃ¤Ã�igkeit der
Herabsetzungsentscheidung irrelevant, dass Dr. W in dem Bericht vom 15.12.2017
angegeben hat, eine Kniegelenksflexion sei ab 90Â° schmerzbedingt kaum
mÃ¶glich.

Die ausgeprÃ¤gten KnorpelschÃ¤den, die im Zeitpunkt der
Herabsetzungsentscheidung wie auch 2014 mit anhaltenden Reizerscheinungen in
Gestalt von retropatellarem Reiben, Patellarverschiebschmerz und
Kniegelenkserguss rechts einhergegangen sind, hat der Beklagte, nachdem
weiterhin eine im Wesentlichen freie Beweglichkeit bestanden hat, zutreffend mit
einem GdB von 20 berÃ¼cksichtigt. 

Eine weitere ErhÃ¶hung des GdB fÃ¼r das Funktionssystem â��Beineâ�� aufgrund
der Seitenbandlockerung kommt nicht in Betracht. Nach den VG, Teil B Nr. 18.14
bedingt eine muskulÃ¤r kompensierbare Lockerung des Kniebandappartes einen
GdB von 10, eine unvollstÃ¤ndig kompensierbare, mit Gangunsicherheiten
verbundene Lockerung einen GdB von 20 und eine mit einem StÃ¼tzapparat zu
versorgende Lockerung je nach Achsfehlstellung einen GdB von 30 bis 50. Da die
Lockerung des Kniebandapparates vorliegend weder eine Versorgung mit einem
StÃ¼tzapparat erfordert und sich auch keine Gangunsicherheit feststellen lÃ¤sst,
nachdem Prof. Dr. H1 ein freies, nicht hinkendes Gangbild dokumentiert hat, ist
diese FunktionseinschrÃ¤nkung mit einem sich nicht erhÃ¶hend auswirkenden GdB
von 10 ausreichend bewertet.

(3) Die im Funktionssystem â��Armeâ�� bestehenden FunktionseinschrÃ¤nkungen,
insbesondere des linken Schultergelenks, hat der Beklagte weiterhin hinreichend
mit einem Einzel-GdB von 20 berÃ¼cksichtigt.

Nach VG, Teil B Nr. 18.13 sind BewegungseinschrÃ¤nkungen des Schultergelenks
(einschlieÃ�lich SchultergÃ¼rtel) bei einer Armhebung nur bis zu 120Â° mit
entsprechender EinschrÃ¤nkung der Dreh- und SpreizfÃ¤higkeit mit einem GdB von
10 und bei einer Armhebung nur bis zu 90Â° mit entsprechender EinschrÃ¤nkung
der Dreh- und SpreizfÃ¤higkeit mit einem GdB von 20 zu bewerten.

Ausweislich des Befundberichts des Prof. Dr. S vom 01.02.2015 hat beim KlÃ¤ger
eine Rotatorenmanschettenruptur links bestanden, die am 30.01.2015 operativ
versorgt worden ist. PrÃ¤operativ hat eine Schultergelenksbeweglichkeit mit einer
Armhebung nur unter 90Â° bestanden, was einen GdB von 20 bedingt. Wenngleich
zu erwarten ist, dass durch die Operation eine Besserung der Beweglichkeit
eingetreten ist â�� was sich mangels entsprechender fachÃ¤rztlicher Befunde nicht
feststellen lÃ¤sst â�� ist der insoweit vom Beklagten berÃ¼cksichtigte GdB von 20
jedenfalls nicht zu gering bemessen.
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(4) Die im Funktionssystem â��Augenâ�� bestehenden FunktionseinschrÃ¤nkungen
hat der Beklagte zutreffend weiterhin mit einem Einzel-GdB von 10 bewertet.
Ausgehend von dem Gesundheitszustand, der dem Bescheid vom 28.10.2014
zugrunde gelegen hat, ist im Vergleich mit den VerhÃ¤ltnissen, die bei Abschluss
des Verwaltungsverfahrens Ã¼ber die Herabsetzung bestanden haben
(Widerspruchsbescheid vom 11.06.2019), keine wesentliche Ã�nderung
eingetreten. Ausweislich der dem Bescheid vom 28.10.2014 zugrundeliegenden
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Dr. A vom 06.10.2014 hat die damalige
Bewertung auf dem Gutachten des Prof. Dr. K vom 23.06.2010 beruht. Hiernach
haben beim KlÃ¤ger nach dem Motorradunfall im Jahr 2007 latent vorhandene
Doppelbilder und Verschwommensehen beim Blick nach rechts bestanden. Eine
Ã�nderung dieser FunktionsstÃ¶rungen ist nicht eingetreten und wird vom KlÃ¤ger
auch nicht geltend gemacht. 

Die BerÃ¼cksichtigung dieser FunktionseinschrÃ¤nkungen mit einem GdB von 10
ist nicht zu beanstanden. Nach den VG, Teil B Nr. 4.4. ergibt sich der GdB bei
Doppelbildern nur in einigen Blickfeldbereichen bei sonst normalem Binokularsehen
aus dem Schema von Haase und Steinhorst. Danach sind hinsichtlich des Blicks
nach rechts auÃ�en Doppelbilder mit einem GdB von 10 bis 15 zu bewerten.
Nachdem die Doppelbilder nur zeitweilig auftreten und demnach nur leichtere
EinschrÃ¤nkungen verursachen, ist eine Bewertung mit einem GdB von 10
ausreichend.

(5) Soweit Dr. W in seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage von einem bislang
nicht berÃ¼cksichtigten Bluthochdruck berichtet hat, der sich nach Januar 2018
entwickelt hat und am 07.05.2018 bei 150/100 mmHg gelegen hat, fÃ¼hrt dies
nicht zur Rechtswidrigkeit der Herabsetzungsentscheidung, weil diese
GesundheitsstÃ¶rung hÃ¶chstens mit einem sich nicht erhÃ¶hend auswirkenden
GdB von 10 zu bewerten ist. Nach den VG, Teil B Nr. 9.3 ist eine leichte Form der
Hypertonie â�� keine oder geringe LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen (hÃ¶chstens
leichte AugenhintergrundverÃ¤nderungen) â�� mit einem GdB von 0 bis 10, eine
mittelschwere Form mit Organbeteiligung leichten bis mittleren Grades
(AugenhintergrundverÃ¤nderungen â�� Fundus hypertonicus I bis II â�� und/oder
Linkshypertrophie des Herzens und/oder Proteinurie), diastolischer Blutdruck
mehrfach Ã¼ber 100 mmHg trotz Behandlung, je nach LeistungsbeeintrÃ¤chtigung
mit einem GdB von 20 bis 40 zu bewerten. Da sich vorliegend weder eine
Organbeteiligung feststellen lÃ¤sst, noch ein diastolischer Blutdruck von mehrfach
Ã¼ber 100 mmHG vorgelegen hat, kommt insoweit ein hÃ¶herer GdB als 10 nicht in
Betracht.

(6) Soweit der KlÃ¤ger im Berufungsverfahren mehrere Befundberichte des
Kreiskrankenhauses LÃ¶rrach, Unfallchirurgie, Ã¼ber eine vom 12.06.2020 bis zum
07.08.2020 erfolgte stationÃ¤re Behandlung wegen der Folgen eines im Juni 2020
erlittenen Motorradunfalls in Gestalt von dislozierter, mehrfragmentÃ¤rer
Tibiakopffraktur rechts, postoperativem, implantatassoziierten Wundinfekt, fissurale
Fraktur des Taluskopfes rechts, commotio cerebri, leichte postoperative
BlutungsanÃ¤mie, postoperative Anpassungs-/Belastungsreaktion bei
komplikativem Verlauf vorgelegt hat, kÃ¶nnen die hieraus folgenden
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FunktionseinschrÃ¤nkungen im vorliegenden Verfahren keine BerÃ¼cksichtigung
finden, weil sie nach dem fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage
maÃ�geblichen Zeitpunkt (Widerspruchsbescheid vom 11.06.2019) eingetreten
sind.

dd) Den Gesamt-GdB hat der Beklagte ausgehend von einem Einzel-GdB von 20
fÃ¼r das Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ��, einem sich um 10
erhÃ¶hend auswirkenden Einzel-GdB von 20 fÃ¼r das Funktionssystem
â��Beineâ��, einem sich ebenfalls um 10 erhÃ¶hend auswirkenden Einzel-GdB von
20 fÃ¼r das Funktionssystem â��Armeâ�� sowie einem sich nicht erhÃ¶hend
auswirkenden Einzel-GdB von 10 fÃ¼r das Funktionssystem â��Augenâ�� und
einem sich nicht erhÃ¶hend auswirkenden Einzel-GdB von 10 fÃ¼r das
Funktionssystem â��Herz-Kreislaufâ�� zutreffend mit 40 gebildet.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

5. Die Revision ist nicht zuzulassen, da keiner der GrÃ¼nde des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
und 2 SGG gegeben ist.

Â 

Erstellt am: 19.04.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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